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Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundes-

tag noch in dieser Legislaturpe riode einen Bericht über die Situa-

tion der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland („Kinder-

bericht”) vorzulegen. 

Künftig soll die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht 

über die Situation der Kinder in der Bundesrepublik Deutschland 
vorlegen. Dieser Bericht soll sich auf die Darstellung der Schwer-

punkte beschränken. 

Der Kinderbericht soll folgende Themen behandeln: 

— Rechte der Kinder, 

— Kinder und Familie, 

— Fragen des Sorgerechts, 

— Kinder und Familienumfeld, 

— Kinder und Wohnen, 

— Kinder und Wohnumfeld, 

— Kinder und Stadtplanung, 

— Freizeiteinrichtungen für Kinder, 

— Kinder in Kindertagesstätten und Schule, 

— Kinder und Gesundheit, 

— Behinderte Kinder, 

— Kinder und Verkehr, 

— Kinder und Natur, 

— Kinder und Kultur, 

— Kinder und Medien, 

— Kinderarbeit, 

— Gewalt gegen Kinder, 

— Kriminalität von Kindern, 

— Ausländische Kinder, 

— Interessenvertretung für und durch Kinder, 

— Förderung der Arbeit von Jugendverbänden für und mit 

Kindern. 
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Begründung 

Die Bundesregierung legte in der Vergangenheit sogenannte 

Jugend- und Familienberichte mit unterschiedlichen Schwer-
punkten vor. Die spezielle Lebenssituation der Kinder im ver-
einigten Deutschland macht es notwendig, daß die Bundesregie-
rung nicht nur sporadisch, sondern regelmäßig in Verbindung mit 
dem alle zwei Jahre vorzulegenden Familienbericht in einem 
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eigenen Bericht die Lebensverhältnisse und die Belange der Kin-

der darstellt. Einschneidende Veränderungen, aber auch Weiter-

entwicklungen sind zugunsten der Kinder in Gesellschaft und 

Staat erforderlich. Notwendig ist, Kinder nicht länger primär als 

Objekte familiärer und staatlicher Politik zu betrachten, sondern 

sie als eigene heranwachsende Personen anzuerkennen. Dazu ist 

erforderlich, den Kindern nicht nur eigene Rechte und Rechts-

ansprüche einzuräumen, sondern diese auch durchzusetzen. Die 

vom Deutschen Bundestag am 14. November 1991 ratifizierte 

„Konvention über die Rechte des Kindes" gibt wichtige Hinweise 

dafür, in welchen Bereichen zusätzliche Veränderungen der 

Rechtslage notwendig sind. 

Für die Kinderpolitik im vereinten Deutschland ist die Ergänzung 
des Familienberichts durch einen gesonderten Bericht über die 

Lage der Kinder besonders notwendig. 

 


